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„Rund vier Prozent der öster-
reichischen Bevölkerung haben bis 
jetzt eine Patientenverfügung (PV) 
errichtet, davon fällt rund ein Drit-
tel in die Kategorie der verbind-
lichen“, erklärte Univ.-Prof. DDr. 
Christian Kopetzki, Professor 
für Medizinrecht an der Universi-
tät Wien. Die PV wird von den Er-
richtenden als ein Instrument an-
gesehen, das am Lebensende die 
Arzt-Patienten-Kommunikati-
on im Sinne der Patienten fortset-
zen soll, so die Studienautoren. Im 
Zentrum stehen für die Errichten-
den u.a. Vorstellungen vom wür-
devollen Sterben. Seitens der Ärzte 
sind die Erfahrungen mit dem Pat-
VG noch gering. Eine PV wird 
von ihnen nicht automatisch als 
zu berücksichtigender Pati-
entenwille betrachtet. Das 
PatVG hat für einen Teil 
der Ärzte ein Mehr an 
Rechtssicherheit ge-
bracht, auch wenn 
in einigen Fällen 
noch Regelungsde-
fizite vorliegen. Für 
diese Gruppe bildet 
die PV eine zentra-
le Leitlinie für die 
eigenen Entschei-
dungen. Ein ande-
rer Teil der Ärzte sieht 
im PatVG genug Inter-
pretationsspielraum, um 
sich zum Wohl des Pati-
enten auch über den Patien-
tenwillen hinwegsetzen zu kön-
nen, was die Studienautoren auf 
mangelnde Information oder Irr-
tum zurückführen. 

Verbindliche vs. 
beachtliche PV
Für die Patientenverfügung sieht 

das Gesetz zwei Varianten vor: Die 
verbindliche PV, für deren Errich-
tung strenge Formvorschriften be-
stehen, bindet Arzt, Pflegebediens-
tete, Angehörige und andere in 
ein Behandlungsgeschehen mögli-
cherweise eingebundene Personen 
(etwa ein Sachwalter oder ein vom 
Arzt angerufenes Gericht). Auf eine 
beachtliche PV hingegen, für deren 
Errichtung keine Formvorschriften 
bestehen, müssen der Arzt und an-
dere Beteiligte zwar Bedacht neh-
men, sie sind daran aber nicht un-
ter allen Umständen gebunden.

Prof. Kopetzki erklärte, dass 
„beachtliche“ PV nicht zwingend 
eine geringere Bindungskraft ha-
ben als verbindliche, da nach der 
herrschenden Rechtsauffassung der 
mutmaßliche Wille, sofern er fest-

stellbar ist, ebenso bindet wie der 
in der verbindlichen PV festgehal-
tene Wille. Gemäß § 2 Abs. 1 kann 
nur die „Ablehnung“ medizinischer 
Maßnahmen die im PatVG vorgese-
henen Rechtsfolgen auslösen. „Po-
sitive“ Inhalte können zwar aufge-

nommen werden, sie haben aber 
keine spezifisch rechtliche Bedeu-
tung, die über ihre Funktion als 
Hilfsmittel bei der Feststellung des 
mutmaßlichen Willens hinausge-
hen. „Betrachtet man die real er-
stellten Verfügungen, so zeigt sich, 
dass die PV als Artikulationsflä-
che für eine ganze Bandbreite von 
Patientenwünschen dient. Letztere 
lassen sich aber nie mit einer nur 
annähernd ähnlich hohen Verbind-
lichkeit wie ein Veto ausstatten“, er-
klärte Prof. Kopetzki. Die Tatsache, 
dass eine PV nur dann verbindlich 
ist, wenn sie die inhaltlichen Vor-
aussetzungen und die strengen Er-
richtungsvorschriften erfüllt, stellt 
allerdings auch ein Zugangshürde 
dar. Hinsichtlich des inhaltlichen 
und sachlichen Anwendungsbe-
reiches des PatVG hielt Prof. Ko-
petzki fest, dass
u	dem PatVG nur medizinische 

Maßnahmen unterliegen, nicht 

aber Maßnahmen im Pflegebe-
reich, soweit sie Teil der Pfle-
ge sind. Sondenernährung, auch 
wenn die Versorgung bei gelegter 
Sonde durch Pflegepersonal er-
folgt, zählt zu den medizinischen 
Maßnahmen, die Gegenstand ei-
ner PV sein können;

u	das PatVG ausschließlich Wil-
lenserklärungen regelt, die sich 

auf spätere Behandlungssitua-
tionen eines einwilligungs-

unfähigen, aber noch 
lebenden Patienten be-

ziehen. Fragen der Ent-
scheidungsbefugnis 
bei postmortalen Ein-
griffen haben deshalb 
nichts mit dem Pat-
VG zu tun;
u	sich die Mög-
lichkeit zur Ableh-

nung von medizi-
nischen Maßnahmen 

nach Maßgabe des Pat-
VG nicht auf Behand-

lungen, hinsichtlich de-
rer eine Duldungspflicht des 

Patienten oder eine gesetzliche 
Ermächtigung zur zwangsweisen 
Behandlung besteht, bezieht.

Errichtung und  
Adressaten 
Die Errichtung einer PV kann 

prinzipiell durch jeden erfolgen, 
sofern die Einsichts- und Urteils-
fähigkeit gegeben ist. Somit kön-
nen auch Minderjährige und Per-
sonen unter Sachwalterschaft eine 
PV errichten. Eine „Reichweiten-
begrenzung“ von PV auf bestimm-
te Lebensphasen, Krankheitsbilder 
oder auf bereits aktuell erkrankte 
Personen wurde in das PatVG be-
wusst nicht aufgenommen. Prinzi-
piell richtet sich das PatVG an jede 
Person, die in die Lage kommen 
kann, über die Vornahme einer 
medizinischen Behandlung zu ent-
scheiden (z.B. Ärzte, Sachwalter, 
nächste Angehörige im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Vertretungsbe-
fugnis etc.). 

Als Erschwerung und Formali-
sierung wurde in der Praxis die für 
die Errichtung einer PV obligate 
ärztliche Aufklärung gesehen. Die-

se erweist sich aber als notwendig, 
da ein medizinischer Laie vor allem 
vor dem Hintergrund der begrenz-
ten Antizipierbarkeit künftiger Er-
eignisse ohne fachkundige termi-
nologische Unterstützung seine 
Vorstellungen nicht in die vom Pat-
VG gebotene konkrete sprachliche 
Beschreibung der medizinischen 
Behandlungen, die Gegenstand ei-
ner verbindlichen Ablehnung sein 
sollen (§ 4), fassen kann. Dazu 
kommt, dass der aufklärende Arzt 
für die Beurteilung und Dokumen-
tation der Einsichts- und Urteilsfä-
higkeit zuständig ist. Hinsichtlich 
der Einbindung von Juristen bei 
der Errichtung von verbindlichen 
PV stellte Prof. Kopetzki fest, dass 
rechtlicher Aufklärungsbedarf ent-
steht, den der Arzt selbst nicht ab-
decken kann. Juristen haben für die 
Erfüllung der rechtlichen Verbind-
lichkeitsvoraussetzungen im Sinne 
einer „Textverantwortlichkeit“ eine 
Garantenfunktion.

Spannungsfeld zur 
Behandlungspflicht
Das Verhältnis zwischen der 

rechtlich geschützten Möglichkeit 
einer Behandlungsablehnung und 
der Reichweite der ärztlichen Be-
handlungspflicht ist immer wie-
der Gegenstand von Diskussionen 
und haftungsrechtlichen Befürch-
tungen seitens der Ärzte. Prof. Ko-
petzki bemerkte dazu, dass sich 
an diesem Spannungsfeld durch 
das PatVG prinzipiell nichts ge-
ändert hat. Unterbleibt eine me-
dizinische Behandlung wegen ei-
ner rechtswirksamen Ablehnung 
des Patienten, dann enden die Be-
handlungspflicht und das Behand-
lungsrecht des Arztes. Einen gewis-
sen Klarstellungsbedarf, allerdings 
nicht im Rahmen des PatVG, or-
tet er hinsichtlich des Verhältnisses 
zwischen Behandlungsablehnung 
und der ärztlichen Behandlungs-
pflicht bzw. einer allfälligen kran-
kenanstaltenrechtlichen Aufnah-
mepflicht dann, wenn der Patient 
eine bestimmte Behandlung nicht 
generell ablehnt, sondern nur be-
stimmte Methoden ablehnt. Klar-
stellungsbedarf im PatVG sieht 
Prof. Kopetzki u.a. im Hinblick 
auf grenzüberschreitende Sachver-
halte, das Fehlen einer zentralen 
und rechtlich geordneten Regis-
trierung. � ISA
RdM-Nachmittag; Wien,  
März 2010

WIEN – Das am 1. Juni 2006 in 
Kraft getretene Patientenver-
fügungs-Gesetz (PatVG) wurde 
im Rahmen einer Studie vom 
Institut für Recht und Ethik in 
der Medizin evaluiert. Die Stu-
die beleuchtet die Erfahrungen 
aus rechtlicher, ethischer und 
faktischer Sicht. 

Evaluierung nach drei Jahren
Patientenverfügungs-Gesetz (PatVG)

Infos:
Patientenverfügung und 
Selbstbestimmung – Leitfaden für 
Ärztinnen und Ärzte zur Erstellung 
einer Patientenverfügung auf 
www.univie.ac.at/ierm downloadbar.

Die erwähnte Studie über die 
rechtlichen, ethischen und faktischen 
Erfahrungen nach In-Kraft-Treten des 
Patientenverfügungs-Gesetzes finden 
Sie auf www.bmg.gv.at.
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Rund vier Prozent der Österreicher haben bisher ihre Unterschrift unter eine Pati-
entenverfügung gesetzt. Ärzte haben damit noch wenig Erfahrung.
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